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”° Eebruar 1969 Kläger und Revisionskläger,

RegHauptsekretär Prozeßbevollmächtigter:
°„„‚o „„„„„„Schriftführer

Beklagte und Revisionsbeklagte

Der ll„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 5° Februar 1969 durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter
‚

' Dro B u s s,
‚

Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter H o e s c h

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 160 No—
vember 1965 aufgehoben°

Das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 17° Sep—
tember 1964 wird auf die Berufung der Beklagten
dahin geändert, daß die Beklagte dem Kläger einen
neuen Bescheid über die ihm zu erstattenden Zahner—
satzkosten unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Revisionsgerichts zu erteilen hat°

Die Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten des
Klägers im gesamten Rechtsstreit zu zwei Drittel
zu erstattena
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Die Beteiligten streiten darüber, in welcher Höhe die Be—
klagte Kosten des Klägers für Zahnersatz zu übernehmen hato

Der Kläger ließ sich im Herbst 1962 auf seine vier oberen

Schneidezähne Porzellanmantelkronen (Jacketkronen) auf—

setzen, um seinen Beruf als Blasmusiker (Oboist) weiter

ausüben zu können„ Der Zahnarzt berechnete ihm dafür
4445„— DM (120 DM je Krone + 45‚- DM für den Aufbau eines

Zahnes wegen zu schwacher Wurzel : 525‚—— DM abzüglich

eines Kostenanteils der DAK von 8o‚—— DM)°

Schon vor der Zahnbehandlung hatte sich die Beklagte bereit

erklärt‚ nach @ l5 des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG) die Kosten des Zahnersatzes bis zur Höhe der 1 1/2—

fachen Grundgebühr der Preugo Teil III (je Krone 60,- DM)

unter Anrechnung sonstiger Zuschüsse zu übernehmen° Ent—

sprechend verfuhr sie in ihrem Bescheid vom 25„ Januar 1965,

sie übernahm l6o,— DM (240,— DM abzüglich 80,— DM) und

überwies dem Zahnarzt diesen Betrago Die Übernahme der

Restkosten lehnte sie — auch im folgenden Widerspruchsbe«—

scheid vom 15° März 1965 — ab, weil ihre Beihilfe nicht

nach den wirklichen Kosten, sondern nach den Mindestsätzen

der Preugo mit einem Aufschlag von 50 % berechnet werdeo

Durch Urteil vom 17° September l964 hob das Sozialgericht
(SG) Reutlingen beide Bescheide auf; es verurteilte die

Beklagte, dem Kläger einen neuen Bescheid über die Über—

nahme der Zahnersatzkosten in Höhe von 443,— DM zu erteilen°

Die Beklagte habe nicht den individuellen Verhältnissen

des Klägers Rechnung getragen; nach dem vom SG eingeholten

Gutachten sei der Zahnersatz für die Berufsausübung erfor—

derlich gewesen; die Beklagte müsse deshalb die Beihilfe
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in der beantragten Höhe (445,— DM) gewähren° Auf die zuge-

lassene Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht

(LSG) Baden—Württemberg das Urteil des SG auf und wies

die Klage ab° Das LSG verneinte einen Ermessensfehler der

Beklagten bei der Kostenübernahme° Die Beklagte habe Kosten—

ersatz nur in der in ihren Richtlinien vorgesehenen Höhe

zu gewähren brauchen° Ihre Leistungen bei den Rehabilita—

tionsmaßnahmen nach 5 15 AVG seien erheblich höher als

die Beihilfen nach 5 84 AVG° Damit trage sie der besonde—

ren Lage der Versicherten, die zur Berufsausübung einen

gut sitzenden Zahnersatz brauchten, ausreichend Rechnung

(Urteil vom 16° November 1965)°

Mit der zugelassenen Revision beantragte der Kläger (sinn-

gemäß),

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuweisen°

Der Kläger rügte eine Verletzung des 5 15 AVGO Die Beklagte

dürfe sich nicht auf Richtlinien berufen, welche die beson—

dere Bedeutung des Zahnersatzes für Blasmusiker außer acht

ließen; sie müsse in solchen Fällen eine individuelle Prü—

fung vornehmen°

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen„

II

Die Revision des Klägers ist zulässig und begründet,

Auch wenn die Beteiligten nur über die Höhe des ZuschusSes

streiten, muß der Senat zunächst prüfen, ob die gesetzlichen

Voraussetzungen für dessen Gewährung dem Grunde nach erfüllt
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sind; die Erhöhung einer gesetzlich unzulässigen Leistung

könnte der Kläger von der Beklagten nicht verlangen°

Der Kläger stützt sein Begehren um Gewährung eines höheren

Kostenzuschusses auf S 15 Abs„ 1 AVG° Nach dieser Vorschrift

kann die Beklagte, wenn die Erwerbsfähigkeit eines Versicher—

ten u„a° infolge von Krankheit gefährdet oder gemindert ist

und voraussichtlich erhalten, wesentlich gebessert oder wie—

derhergestellt werden kann, Maßnahmen in dem in 5 14 bestimm-

ten Umfang gewähren° Nach den tatsächlichen Feststellungen

des LSG kann der Senat davon ausgehen, daß die Erwerbsfähig—

keit des bei der Beklagten versicherten Klägers infolge

einer Zahnerkrankung gefährdet war und durch eine zahnärzt—

liche Behandlung mit Überkronung der vier oberen Schneide—

zähne erhalten werden konnte„ Die Beklagte war deshalb befugt,

Maßnahmen in dem in € 14 bestimmten Umfang zur Erhaltung der

Erwerbsfähigkeit zuigewähren° Solche Maßnahmen erstrecken

sich nach 5 14 Abs„ 1 AVG auf "Héilbehandlung, Berufsförde—

rung und soziale Betreuung"o Die Heilbehandlung umfaßt gemäß

Abs° 2 "alle erforderlichen medizinischen Maßnahmen", mithin

auch die Versorgung mit Zahnersatz° Im vorliegenden Falle

geht es allerdings nicht um die Gewährung von Zahnersatz,

sondern um die Erstattung der dafür aufgewendeten Kosten°

Wie der l° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) (Urteil vom
27„ Juni l967 — BSG 27, 54 und Urteil vom 24° Juli 1968

- 1 RA 585/65) ist jedoch auch der erkennende Senat der Auf—
fassung, daß die Beklagte als "Heilbehahdlung" nach den

55 15, 14 AVG auch Kostenzuschüsse zu zahnärztlichen Behand—

lungen (Zahnersatz) gewähren darf° In seinem Urteil vom

5° März l964 (BSG 20, 226) hat der 4° Senat des BSG die
gesetzliche Regelung der Rehabilitation schon insgesamt als

umrißhafte Regelung bezeichnet, die an vorgefundene Gegeben—

heiten anknüpfe und dem Versicherungsträger für die Ausge—

staltung der Rehabilitation bewußt einen weiten Spielraum

einräume; der 4° Senat kam deshalb zu der Auffassung, daß
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sich besonders der Begriff der "Heilbehandlung" nicht in

rein medizinischen Verrichtungen erschöpfe° Dem tritt der

erkennende Senat beio Es kann darum nicht außer Betracht

bleiben, daß die Beklagte schon vor der Rentenreform von

1957 Kostenzuschüsse zum Zahnersatz aus Rehabilitations—

gründen gewährt hat (vgl° ihre Richtlinien vom 2° Juni

1955, Angestelltenversicherung 1955, SO 155); zu berück—

sichtigen ist auch, daß die gesetzliche Krankenversicherung,

die medizinische Maßnahmen regelmäßig nur als Sachleistungen

vorsieht, — im Gegensatz zur Unfallversicherung, zur Kriegs—

opferversorgung und zur Sozialhilfe — beim Zahnersatz

gleichfalls nur Kostenzuschüsse gewährt (Abschnitt I Nr„ 4

des Verbesserungserlasses vom 2° November 1945; BSG 22,67}°

Solange die Beklagte ihren Versicherten nicht.- etwa auf

Grund von Vereinbarungen mit kassenzahnärztlichen Vereini-

gungen (vgl„ 5 20 Abs° 1 AVG) — Zahnärzte zur Durchführung

der zahnärztlichen Rehabilitationsmaßnahmen_bereitstellt,

darf sie sich daher auf die Gewährung von Zuschüssen be—

schränken° Das ist jedenfalls dann zulässig, wenn noch

393 der Eingliederung des Zahnersatzes eine Zusage des
Kostenzuschusses eingeholt und erteilt wird - wie es hier

der Fall war —„ Dann ist nämlich auch der Kostenzuschuß

noch eine Maßnahme Egg; Erhaltung, Besserung oder Wieder—

herstellung der Erwerbsfähigkeit" (@ 15 Abso 1 AVG), d°h°
eine von vornherein diesem Rehabilitationszweck dienende

Maßnahmeo

Begehrt der Kläger demnach die Erhöhung einer zulässigen

Leistung, so hat er jedoch keinen Anspruch auf vollen

Kostenersatz; die Höhe des Kostenzuschusses steht vielmehr

im pflichtgemäßen Ermessen der Beklagten (BSG 27, 54)0

Der Senat kann deshalb nur prüfen, ob die Beklagte bei der

Festsetzung der Höhe die gesetzlichen Grenzen ihres Ermes—

sens überschritten oder von dem Ermessen in einer dem Zweck
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der Ermächtigung widersprechenden Weise Gebrauch gemacht hat
(@ 54 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)° Im vorliegen—

den Fall ist die Festsetzung der Höhe nicht frei von Ermes—

sensfehlern geweseno

Ermessensfehler sind entgegen der Auffassung des LSG nicht

schon deswegen auszuschließen, weil die Zuschüsse der‚Be—

klagten nach 5 15 AVG ihre einschlägigen Beihilfen nach 5 84

AVG wesentlich übersteigen° Das ist hier ohne Bedeutung

(BSG 27, 59), weil für beide Leistungen jeweils andere Ge—

sichtspunkte maßgebend sind°

Zu ihren Erwägungen für die Festsetzung der Zuschußhöhe hat

die Beklagte im Verwaltungsverfahren und vor den Tatsachen—

instanzen nur dargelegt, sie habe entsprechend ihrer Verwal—

tungspraxis (z„Zt° der Zahnbehandlung und Bescheiderteilung)

die Zuschüsse nicht nach den wirklich entstandenen Kosten,

sondern naeh den Mindestsätzen der Preugo mit einem Aufschlag

von 50 % berechnet, Damit läßt sich die Besteutzung ier Zü—
schußhöhe nicht rechtfertigen°

Der Beklagten kann zwar nicht versagt werden, den Kostenzu—
schüssen zum Zahnersatz möglichst einheitliche Sätze zugrun—

dezulegen° Diese Sätze müssen aber rechtlich einwandfrei zu—

standegekommen sein° Das ist nicht der Fall gewesene-Aus

dem Vorbringen der Beklagten ergibt Sich, daß sie bei der
Festsetzung ihrer Zuschüsse in der in Betracht kommenden Zeit

(1962/65) geglaubt hat, sie sei grundsätzlich an die Mindest—

sätze der Preugo‘gebunden° Eine solche Bindung hat in Wahr—
heit nicht bestanden°

Nach @ l der VO des Bundesministers des Inneren vom 250 De-

zember 1957 (abgedruckt bei Sixtus—Haep, Zahnärztliches Ge—

bühren— und Vertragsrecht, Teil 2 S° 58) standen den Zahn—
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ärzten in der Bundesrepublik vor dem Inkrafttreten der

Gebührenordnung für Zahnärzte vom 18° März 1965 für ihre

berufsmäßigen Leistungen die in der Preugo (Preußische

Gebührenordnung vom l°5°l924) in der jeweils gültigen

Fassung vorgesehenen Gebühren zu° In % 2 Abs° l der Preugo

war geregelt, in welchen Fällen die Mindestsätze der Preu—

go anzuwenden waren° Sie galten vor allem, wenn "nachweis-

lich Unbemittelte die Verpflichteten" waren und ferner,

wenn “die Zahlung aus Mitteln der Träger der Angestell-

tenversicherung zu leisten" war (die weiteren Anwendungs—

fällé scheiden hier aus)° Die Beklagte hält offenbar den

letzten Fall für gegeben° Die Zahlung, d, h° die Bezahlung

des Zahnarztes ist jedoch nicht aus ihren Mitteln zu lei-

sten gewesen° Die Beklagte hat, wie schon ausgeführt, keine

Sachleistungen gewährt, sie hat die Beschaffung des Zahn—

ersatzes vielmehr den Versicherten überlassen und sich

auf die Gewährung von Kostenzuschüssen beschränkto Sie

selbst hat also zu den Zahnärzten in keiner vertraglichen

Beziehung gestanden, deshalb ist der Zahnarzt auch nicht

von ihr, sondern von dem Versicherten zu bezahlen gewesen°
Für die Gebühren des von dem Versicherten in Anspruch ge-

nommenen Zahnarztes sind aber nicht die Mindestsätze der

Preugo, sondern nach @ 5 der Preugo, d° h° innerhalb der
darin festgesetzten Sätze, die besonderen Umstände des

einzelnen Falles, insbesondere die Beschaffenheit und

Schwierigkeit der Leistung, die Vermögenslage des Zahlunge—

pflichtigen, die örtlichen Verhältnisse usw, maßgebend

gewesen°

Die Beklagte hat deshalb bei der Festsetzung ihrer Zu—

schüsse nicht davon ausgehen dürfen, daß sie grundsätz-

lich an die Mindestsätze der Preugo gebunden sei° Dieser

unzutreffende Ausgangspunkt kann die allgemeine Zuschußhöhe

wesentlich beeinflußt haben, Er kann dazu geführt haben, daß
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die Zuschüsse allgemein zu niedrig bemessen worden sind; sie

dürften wohl regelmäßig die wirklichen Kosten beträchtlich

unterschritten haben° Die Unbilligkeit der Festsetzung nach

den Mindestsätzen der Preugo hat die Beklagte offenber selbst

erkannt und deshalb im Laufe der Zeit Aufschläge, zunächst

von 50 %, später von 100 % gemachte Den Aufschlag hat sie

mit verwaltungsökonomischen Gründen, mit Großzügigkeit oder

"mit Rücksicht auf die meist höhere Liquidation wegen der

Schwierigkeit der zahnärztlichen Leistungen” (vgl° @2 Abs„l
der Preugo) begründet° Mit den Aufschlägen hat die Beklagte

jedoch nur die Auswirkungen ihres falschen Ausgangspunktes

mildern können; selbst damit dürften die Zuschüsse immer

noch wesentlich niedriger als die nach 5 5 der Preugo recht-

mäßigen Forderungen der Zahnärzte gewesen sein° Ihren fal—

schen Ausgangspunkt hat die Beklagte dadurch jedenfalls

nicht aufgegeben°

Soweit die Beklagte von einheitlichen Sätzen ausging, mußte
sie sich zudem eine Abweichung im Einzelfall stets offen—

halten° Das war besonders dann geboten‚ wenn die Sätze all—

gemein niedrig festgesetzt waren° Der Prüfung der besonderen

Umstände des Einzelfalles durfte sich die Beklagte in keinem

Fall entziehen„ Entgegen der Auffassung der Beklagten nöti—

gen weder der Sinn und Zweck des 5 15 AVG noch Prinzipien

der Sozialversicherung zur durchgängigen (ausnahmslosen)

Anwendung einheitlicher Zuschußsätze° Die besonderen Bedürf—

nisse der Versicherten bei der Rehabilitation können gerade

im Rahmen der Heilbehandlung so vielfältig sein (BSG 20‚ 228),

daß sie nur durch eine den Belangen des jeweiligen Versicher—

ten angepaßte Rehabilitation gemeistert werden können; das

gesetzliche Ziel der Rehabilitation bedingt darum stets

eine Würdigung des Einzelfalles° Ausnahmen von einer allge—

meinen Verwaltungsübung sind immer geboten‚ wenn die beson—

deren Umstände des Falles das rechtfertigen (BSG 27, 59)°
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Der Versicherungsträger muß die Versicherten nur im
Grundsatz gleichbehandeln; diesen Grundsatz verletzt er

nicht, wenn er bei unterschiedlichen tatsächlichen Ver—

hältniSsen auch unterschiedliche Zuschüsse gewährt (Ur-

teil des 1° Senats vom 240 Juli 1968 unter Hinweis auf

BSG 9, 252, 256, 257),

Der Betrachtung des Einzelfalles kann die Beklagte auch

nicht mit der Begründung ausweichen, daß sie dann häufig

zahnärztliche Fachgutachten beiziehen müsse, um die Erfor—

derlichkeit der Maßnahmen und ihrer Kosten zu prüfen° '

Die Beklagte muß in jedem Falle die Erforderlichkeit der

Maßnahmen und Kosten prüfen; sie muß darauf achten, daß

die aufgewendeten Kosten wirklich der Rehabilitation dienen°

Bei dieser Prüfung könnte sich die Beklagte im übrigen durch

angestellte Zahnärzte oder Vertragszahnärzte beraten lassen°

Die Beklagte hätte daher noch auf die Verhältnisse des Ein—

zelfalles eingehen müssen° Dabei konnte der verschiedene

Grad des medizinischen oder beruflichen Bedürfnisses des

Versicherten nach Versorgung mit Zahnersatz eine Rolle

spielen° Schon in ihren Richtlinien vom 2° Juni 1955
(Angestelltenversicherung 1955, SO 155) hatte die Beklagte

zwei Fallgruppen von Versicherten unterschieden, denen

sie für festsitzenden Zahnersatz Beihilfen gewährte:

Versicherte, bei denen die ausreichende Wiederherstellung

der durch den Zahnverlust eingebüßten Funktionen ohne den
Zahnersatz nicht gewährleistet ist, und Versicherte,‘

bei denen die Eigenart der Berufsausübung den Zahnersatz
unbedingt erfordert (ZGB° Bühnenkünstler, Blasmusiker)°

Die gleichen Fallgruppen finden sich in den Richtlinien

vom 19° November 1965 (Angestelltenversicherung 1964,

Sa 24)° Der Fall, daß die Eigenart der Berufsausübung den

Zahnersatz "unbedingt erfordert", dürfte wohl zur obersten

..]_o..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_10_

Dringlichkeitsstufe gehören° In einem solchen

Fall erscheint es jedoch kaum angängig, wenn
dem Versicherten — wie hier — von den Kosten.der

Zahnbehandlung (525‚—- DM) nicht einmal die Hälf—

te (l60‚— DM von der Beklagten, 80‚—— DM von
der Krankenkasse = 240,— DM)erstattet werden°

Schließlich hat die Beklagte übersehen, daß dem

Kläger für den Aufbau eines Zahnes wegen zu schwa—

cher Wurzel zusätzliche Kosten entstanden sind°

Diese Leistung hat der Zahnarzt beim Kostenvor—

anschlag noch nicht geltend machen können„ weil

sich die Notwendigkeit des Zahnaufbaues nach
' der Erklärung des Zahnarztes erst während der

Behandlung ergab° Bei der Endabrechnung hat der

«Zahnarzt zusätzlich 45‚— DM dafür berechnet„ Diese

VLeistung wäre selbst nach der Preugo besonders zu

vergüten gewesen (% 9 ioV°mo Teil III B Nro 46)° }
Ü‘Eine individuelle Prüfung war somit auch wegen '

dieser zusätzlichen Leistung angezeigt° Eine
[solche Prüfung hat die Beklagte auch im Rechts—

streit nicht nachgeholt°

Die Bescheide der Beklagten können daher keinen

Bestand haben9 das SG hat sie zu Recht aufgehoben°

Es durfte die Beklagte nur nicht zur Erteilung

eines neuen Bescheides über eine Kostenerstattung

von 445,——DM, d° ho zu einem vollen Kostenersatz

verurteilen° Auf die Revision des Klägers ist

sonach das Urteil des LSG aufzuheben und das Urteil

des SG zu ändern° Die vom SG ausgesprochene Auf—

hebung der angefochtenen Bescheide und die Verur—

teilung zu neuer Bescheiderteilung bleiben bestehen;

bei der neuen Bescheiderteilung hat die Beklagte

aber nun die Rechtsauffassung des Revisionsgerichts

zu beachten°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°

Der Senat hielt eine Kostenteilung für ange—

messen; die Beklagte wurde deshalb verurteilt,

die außergerichtlichen Kosten des Klägers im

Rechtsstreit zu 2/5 zu erstatten°
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